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Vollzug des SGB II Kostenerstattung bei so genannten Frauenhausfällen 
nach § 36a SGB II; Bundesbeteiligung, Brutto- oder Nettoprinzip 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir hatten im März dieses Jahres über das Zentrum Bayern Familie und Soziales 

(ZBFS) mitgeteilt, dass bei so genannten Frauenhausfällen nach § 36a SGB II alle 

Grundsicherungsstellen die Durchführung der Nettomethode anzuwenden hätten; 

d. h. der nach § 36 SGB II örtlich zuständige und gem. § 36a SGB II erstattungsbe-

rechtigte Träger meldet die Aufwendung bei seinem Land zur Bundeserstattung an 

und fordert von der Herkunftskommune nur den Differenzbetrag ein. Dies ging auf 

eine Abstimmung der Länder mit dem BMAS zurück und sollte ein bundeseinheitli-

ches Verfahren sicherstellen.  

 



- 2 - 

 

In der Folge hat sich erwiesen, dass dieses Verfahren mit den gegebenen IT-Verfahren nicht 

praktikabel bzw. zu verwaltungsaufwändig ist. 

Bund und Länder sind daher auf ihrer Aufsichtskonferenz im Oktober 2009 übereingekommen, 

dass künftig die Bruttomethode angewandt werden soll; d. h. der nach § 36 SGB II örtlich 

zuständige und gem. § 36a SGB II erstattungsberechtigte Träger fordert von der Herkunftskom-

mune eine vollständige Erstattung; die Herkunftskommune meldet den geleisteten Erstattungs-

betrag bei seinem Land (in Bayern beim ZBFS) zur Bundeserstattung an. 

Werden Ausgaben und Einnahmen nach § 36a SGB II im IT-Verfahren wie Ausgaben und Ein-

nahmen nach § 22 SGB II (Unterkunft und Heizung) verbucht, wird hierdurch das o. g. Ergebnis 

erzielt. 

Soweit wir in der Vergangenheit gegenüber dieser Verfahrensweise rechtliche Bedenken geäu-

ßert haben, stellen wir diese Bedenken im Hinblick auf die mit dem BMAS getroffene Vereinba-

rung zurück1.  

Ein Bedürfnis zu einer bundeseinheitlichen Handhabung ist insbesondere bei einer länderüber-

greifenden Erstattung der Kosten eines Frauenhausaufenthalts von Bedeutung, da die Bundes-

beteiligung an den Kosten der Unterkunft nicht in allen Ländern gleich hoch ist. Wir halten dar-

über hinaus eine einheitliche Handhabung generell für unabweisbar, da nur hierdurch gewähr-

leistet werden kann, dass der Bund keine Überzahlungen leistet2 und dass andererseits den 

Kommunen keine berechtigten Bundeserstattungsleistungen entgehen3. 

                                                 
1 Bei § 36a SGB II handelt es sich sowohl nach dem Wortlaut als nach der systematischen Stellung der 
Vorschrift nicht um eine Zuständigkeitsnorm (Sondernorm zu § 36 SGB II), sondern um eine Kostenerstat-
tungsregelung zugunsten des örtlich zuständigen SGB II-Leistungsträgers (Standortkommune). Erstattet 
die Herkunftskommune der Standortkommune die von dieser getragenen Kosten für Unterkunft und Hei-
zung, so erbringt die Herkunftskommune hiermit nicht selbst Leistungen für Unterkunft und Heizung nach 
§ 22 Abs. 1 SGB II, sondern erfüllt lediglich ihre Kostenerstattungsverpflichtung nach § 36a SGB II.  
§ 46 Abs. 5 SGB II verpflichtet den Bund ausschließlich zur Beteiligung an Leistungen für Unterkunft und 
Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II, nicht aber zur Beteiligung an Kostenerstattungsleistungen nach § 36a 
SGB II. Andererseits könnte die Zwischenschaltung des Landes (nur dieses ist gegenüber dem Bund an-
spruchsberechtigt) zur Auflösung der Problematik führen, da dort alle Aufwendungen der Kommunen ku-
mulieren und das Land nur eine Gesamtforderung zur Bundesbeteiligung nach § 46 Abs. 5 bis 9 SGB II 
anmeldet. Die Höhe dieser Gesamtforderung des Landes ist unabhängig davon, ob bzgl. der Frauenhaus-
fälle nach der Brutto- oder Nettomethode verfahren wurde. 
2 Eine Überzahlung ergibt sich, wenn der erstattungsberechtigte Träger - unter ständiger Anwendung der 
Nettomethode - die Aufwendung bei seinem Land zur Bundeserstattung anmeldet und von der Herkunfts-
kommune den Differenzbetrag einfordert, wenn aber die Herkunftskommune die geleistete Erstattung - 
der gewohnten Bruttomethode folgend - beim Land zur Bundeserstattung anmeldet. 
3 Den Kommunen entgehen berechtigte Bundeserstattungsleistungen, wenn der erstattungsberechtigte 
Träger - unter ständiger Anwendung der Bruttomethode - von der Herkunftskommune eine vollständige 
Erstattung einfordert, wenn aber die Herkunftskommune die geleistete Erstattung - der gewohnten Netto-
methode folgend – nicht beim Land zur Bundeserstattung anmeldet. 
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Wir bitten daher, künftig generell nach der Bruttomethode zu verfahren.  

Bereits abgewickelte oder teilweise abgewickelte Erstattungsfälle müssen nicht rückabgewickelt 

und neu abgerechnet werden. Überzahlungen durch den Bund sind in jedem Fall auszuschlie-

ßen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Schumacher 
Ministerialrat 
 
 

 


